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I. Vorwort des Landrates 
 

Wie kann die gesellschaftliche Integration von Men-

schen aus anderen Ländern auf regionaler Ebene gelin-

gen? Die Antwort auf diese Frage hat langfristig großen 

Einfluss auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 

Deutschlands und auch des Landkreises Rotenburg 

(Wümme). Werden Fehler aus der Vergangenheit wie-

derholt, mit dem Resultat, dass eine Minderheit der 

Eingewanderte in als solche wahrgenommenen Paral-

lelgesellschaften und Clankriminalität abgleitet und 

analog der Rechtsextremismus erstarkt? Wird das Po-

tenzial arbeitswilliger Eingewanderter in die Wirtschaft 

eingebunden oder scheitert dies aufgrund sprachlicher 

oder bürokratischer Hürden? Wird Eingewanderten 

ein attraktives Angebot gemacht, sich in die Gesell-

schaft einzubinden und sich für sie zu engagieren?  

Deutschland ist auf Einwanderung angewiesen. Insbesondere trifft dies auf den Landkreis Rotenburg 

(Wümme) zu. Die ausgesprochen positive wirtschaftliche Entwicklung der letzten Jahrzehnte hat im 

Landkreis zu einer ausgeprägten Arbeitskräfteknappheit geführt. Diese ist besonders spürbar im Hand-

werk, in Gesundheitsberufen und in der Gastronomie, zieht sich aber inzwischen durch fast alle Wirt-

schaftsbereiche, so auch durch die im Landkreis starke Logistikwirtschaft. Auch demographisch ist der 

Landkreis auf Einwanderung angewiesen. Die Prognose des Wirtschaftsberichtes der IHK Stade aus 

dem Jahr 2014 prognostiziert eine sinkende Gesamtbevölkerung bis zum Jahr 2030, was wiederum den 

Arbeitskräftemangel verschärfen wird.  

Die regionalen Rahmenbedingungen für Einwanderung sind gut: Der Arbeitsmarkt im Landkreis ist auf-

nahmefähig, die Wirtschaftsstruktur relativ krisenfest und die geographische Lage zwischen den Groß-

städten Hamburg und Bremen bei einem intakten sozialen Lebensumfeld macht den Landkreis für Ein-

gewanderte attraktiv. Zahlreiche Maßnahmen und Initiativen zur Integration von Eingewanderten in 

den letzten zehn Jahren haben weiter dazu beigetragen, das Umfeld für Einwanderung zu verbessern: 

Die Einrichtung einer Koordinierungsstelle für Migration und Teilhabe in der Landkreisverwaltung, zu-

sätzliches Personal in Kommunalverwaltungen in den Bereichen Integration und Ehrenamt, ein inzwi-

schen großes Netzwerk von ehrenamtlichen Sprachmittlern und Flüchtlingshelfern, die App „In-

tegreat“, ein dichtes Netz an Sprachkursen, das durch vom Landkreis geförderte Kurse komplettiert 

wird sowie eine für Einwanderung insgesamt aufgeschlossene Gesellschaft. 

Dennoch sind weitere Bemühungen im Bereich der Integration notwendig. Integration von Eingewan-

derten in eine Gesellschaft ist ein beidseitiger Prozess. Er erfordert einerseits Anstrengungen der Zu-

gewanderten, andererseits passende Rahmenbedingungen auf Seiten der Mehrheitsbevölkerung. Und 

auf beiden Seiten gibt es Probleme und Herausforderungen sowie Angebotslücken, die geschlossen 

werden sollten. 

Auf Seiten der Mehrheitsbevölkerung gibt es eine Vielzahl von Feldern, in denen Maßnahmen erfor-

derlich sind, um Eingewanderten eine gleichberechtigte gesellschaftliche und wirtschaftliche Teilhabe 

zu ermöglichen. Noch immer gibt es in Phasen starker Immigration nicht ausreichend Sprachkurse. 

Dieses Problem ist im ländlich geprägten Landkreis Rotenburg (Wümme) besonders immanent, da die 
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Siedlungsstruktur dünn und der öffentliche Personennahverkehr folglich lückenhaft ist. Dadurch ge-

lingt es oft nicht, an einem Ort unter den verstreut lebenden Eingewanderten die notwendige Teilneh-

merzahl für einen Sprachkurs auf einem bestimmten Niveau zusammenzubringen. Oder die räumli-

chen Distanzen zum nächsten Kursort sind zu groß, um ihn ohne PKW zu erreichen.  

Viele wichtige Informationen können in der ersten Phase des Ankommens von Eingewanderten oft 

nicht verstanden werden, da sie nur in deutscher Sprache vorliegen. An den Schulen gibt es Bedarf an 

speziell auf Eingewanderte zugeschnittene Angebote, um trotz noch fehlender oder mangelhaften 

deutschen Sprachkenntnissen Wissen vermittelt zu bekommen. Die Integration in Arbeit ist eine Her-

ausforderung, die sowohl auf dem Erwerb der deutschen Sprache als auch dem Erwerb von Qualifika-

tionen bzw. der Anerkennung selbiger beruht. Und schließlich müssen sowohl öffentliche Verwaltun-

gen und Unternehmen als auch Vereine und Verbände sich weiter öffnen, um Eingewanderten sowohl 

als Kunden wie auch als potentiellen Mitarbeitern oder Mitgliedern ein attraktives Angebot zu machen. 

Die bisherigen Erfahrungen im Landkreis zeigen, dass der Großteil der Eingewanderten einen großen 

Willen mitbringt, sich konstruktiv in Wirtschaft und Gesellschaft einzubringen. Zahlreiche Beispiele und 

Erfolgsgeschichten für gelungene Integration sowohl von Eingewanderten aus der EU als auch aus 

Drittstaaten belegen das exemplarisch im Landkreis, sozioökonomische Daten weisen dies für die 

Mehrheit der Eingewanderten nach. 

Andererseits gibt es eine Minderheit von Eingewanderten, welche Probleme haben, die in Deutschland 

geltenden Regeln und Gesetze zu beachten, produktiv am Wirtschaftsleben teilzunehmen oder die 

Werte und Prinzipien der Mehrheitsbevölkerung zu respektieren und zu teilen. Die daraus entstehen-

den Problemfelder sind vielfältig, auch wenn sie nur einen kleineren Teil der Eingewanderten betref-

fen. Dazu können z.B. Clankriminalität zählen, die Einschränkung der sexuellen Selbstbestimmung, re-

ligiöse Radikalisierung, problematische Erziehungsprinzipien, Jugendgewalt, mangelnde Akzeptanz 

von geschlechtlicher Gleichberechtigung, Schulabsentismus aus religiösen Gründen und vieles mehr. 

Werden diese Probleme in der öffentlichen Wahrnehmung zu stark, können sie wiederum politische 

Radikalisierung in Teilen der Gesellschaft hervorrufen, was es zu verhindern gilt. 

Daraus folgend wird in diesem Konzept der Begriff Integration als ein reziproker und langfristiger Pro-

zess begriffen, der sowohl eine individuelle als auch eine gesellschaftliche Ebene umfasst. Zielgruppe 

des Integrationskonzepts sind somit alle Bürger und Bürgerinnen des Landkreises, denn es bedarf An-

strengungen sowohl auf Seiten der Mehrheitsbevölkerung als auch auf Seiten der Eingewanderten, um 

den Integrationsprozess erfolgreich und für beide Seiten gewinnbringend zu gestalten. Gelingt dies, 

kann der Landkreis wirtschaftlich, gesellschaftlich und kulturell von Einwanderung nur gewinnen. 
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II. Ausgangssituation im Landkreis 
 

Am 24. Februar 2022 begann ein groß angelegter Angriff der russischen Armee auf die Ukraine und 

löste eine Fluchtbewegung aus, deren Ende zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Konzeptes nicht ab-

sehbar ist. Von den ca. eine Million nach Deutschland geflüchteten Ukrainern lebten im Februar 2023 

ca. 1.200 im Landkreis Rotenburg (Wümme). Die genauen Zahlen entziehen sich jedoch bislang der 

statistischen Erfassung, so dass sie in dieser Konzeption nicht abgebildet werden können. Stattdessen 

werden im Folgenden statistische Daten bis zum Ende des Jahres 2021 dargestellt. 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Integrationsmonitoring Niedersachsen zum Stichtag 31.12.2021 

Zum Zeitpunkt 31.12.2021 lebten Im Landkreis 12.590 Personen ohne deutsche Staatsbürgerschaft. 

Daraus ergibt sich für den Landkreis ein Ausländeranteil von 7,7%. Dieser ist, wie Abb. 1 zeigt, in den 

letzten Jahren kontinuierlich angestiegen, liegt aber weiterhin unter dem niedersächsischen Durch-

schnittswert von 11,2%. 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Integrationsmonitoring Niedersachsen zum Stichtag 31.12.2021 
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Die Gruppe der Ausländer im Landkreis ist bezüglich Herkunft, Aufenthaltsdauer und Aufenthaltsstatus 

sehr heterogen. Mit 65% kommt mehr als die Hälfte von ihnen aus europäischen Staaten, hiervon 47% 

aus Mitgliedsländern der europäischen Union und 18% aus dem restlichen Europa. Die verbleibenden 

35% entfallen auf die restliche Welt (Abb. 2). Hier zeigt sich, dass ein Großteil der Eingewanderten 

nicht im Zusammenhang mit Fluchtbewegungen in den Landkreis gekommen ist, sondern insbeson-

dere durch andere Migrationsbewegungen, sei es aufgrund der Aufnahme einer Beschäftigung oder 

aufgrund familiärer Bindungen. Hieraus lässt sich für das Migrationskonzept der Anspruch ableiten, 

Ziele und Maßnahme auf viele verschiedene Zielgruppen auszurichten. 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Landesamt für Statistik Niedersachsen zum Stichtag 31.12.2021 

Die fünf Hauptherkunftsländer ausländischer Staatsbürger im Landkreis (Abb. 3) bestätigen die Hete-

rogenität der Zuwanderung in der Vergangenheit. Die meisten Ausländer kommen aus Polen (1930), 

gefolgt von Syrien (1370), Rumänien (925), den Niederlanden (810) und der Türkei (735).  

 
Quelle: Eigene Darstellung nach Integrationsmonitoring Niedersachsen zum Stichtag 31.12.2021 
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Ca. ein Viertel der Ausländer im Landkreis (3.260) lebt seit weniger als vier Jahren hier (Abb. 4). 4.695 

Personen leben seit vier bis 10 Jahren und weitere 4.430 Personen seit mehr als 10 Jahren im Land-

kreis. Der Einwanderungsprozess liegt demnach bei mehr als der Hälfte der Ausländer schon mehrere 

Jahre zurück. Die Gruppe der ausländischen Männer ist mit 6.885 (55%) etwas größer als die der Frauen 

5.710 (45%). 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach Integrationsmonitoring Niedersachsen zum Stichtag 31.12.2021 

Von den 12.590 im Landkreis lebenden Ausländern befinden sich 9260 (74%) im erwerbsfähigen Alter 

zwischen 15 und 65 Jahren. Das sind fast Dreiviertel dieser Gruppe und deutet ein großes Potenzial für 

den Arbeitsmarkt im Landkreis an (Abb. 5). 

Blickt man nun noch einmal gesondert auf den Bereich der Fluchtmigration, so zeigt sich, dass 67% der 

Geflüchteten im Landkreis über einen Aufenthaltstitel verfügen, also entweder als GFK-Flüchtlinge, 

Asylberechtigte, subsidiär Schutzberechtigte oder aufgrund eines Abschiebungsverbotes Schutz genie-

ßen. Mehr als die Hälfte der Geflüchteten im Landkreis verfügt damit bereits über eine langfristige 

Bleibeperspektive für Deutschland. 582 (27%) befinden sich als Asylbewerber noch im Asyl- oder Kla-

geverfahren. Bei 369 Personen (17%) ist die Abschiebung derzeit ausgesetzt, sie halten sich als Gedul-

dete im Landkreis auf.  

 
Quelle: Eigene Darstellung nach AZR-Statistik zum Stichtag 31.08.2022  
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III. Vorgehen und Konzeptstruktur 
 

Das vorliegende Integrationskonzept wurde in den Jahren 2022 und 2023 in der Verwaltung des Land-

kreises, Stabsstelle Kreisentwicklung unter Einbeziehung verschiedener Akteure und Entscheidungs-

träger in der Region und mit Hilfe einer externen Prozessbegleitung erstellt. Diese Begleitung fand im 

Rahmen des Projektes „Integration im Querschnitt. Innovative Organisations- und Kooperationsmo-

delle“ (INQ)“ statt, welches durch das Institut für sozialpädagogische Forschung Mainz gGmbH durch-

geführt und aus dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds der Europäischen Union sowie durch die 

für Migration und Teilhabe zuständigen Landesministerien in Niedersachsen und Rheinland-Pfalz fi-

nanziert wurde. Eingebettet war der Prozess in regelmäßig tagende Runden einer landkreisinternen 

Arbeitsgruppe, um auf diese Weise die Einbindung der für das Integrationsmanagement relevanten 

Ämter sicherzustellen. 

In Abstimmung mit dieser Arbeitsgruppe wurden vier Handlungsfelder festgelegt, die für den Integra-

tionsprozess als besonders maßgeblich wahrgenommen wurden. Diese waren: 

I. Arbeit und Ausbildung 

II. Sprache und Bildung 

III. Gesellschaftliche Integration 

IV. Interkulturelle Öffnung der Verwaltung 

Auf Grundlage dieser Handlungsfelder fanden im Frühjahr 2022 mehrere Workshops statt, an denen 

Vertreter der Mitgliedskommunen, der Kreisverwaltung, der Bildungsinstitutionen und weiterer Ver-

bände und Einrichtungen sowie der Polizei teilnahmen. Auf diese Weise sollte sichergestellt werden, 

dass die Expertisen und Perspektiven aller relevanten Ziel- und Akteursgruppen im Integrationskon-

zept aufgenommen werden.  

Im Kontext der Workshops tauschten sich die Akteure jeweils zu bestehenden Hürden einer gleichbe-

rechtigten gesellschaftlichen Teilhabe Zugewanderter aus und diskutierten Lösungsansätze und Ent-

wicklungspotenziale. 

Die gemeinsam erarbeiteten Ergebnisse finden sich im Integrationskonzept wieder. 

Die Zieldimensionen sind in die vier vorab festgelegten Handlungsfelder unterteilt. 

Jedes Handlungsfeld besteht aus einer kurzen Beschreibung des Status Quo und aktueller Herausfor-

derungen sowie einem oder mehrerer Leitziele, welche wiederum in konkretere Teilziele und Empfeh-

lungen unterteilt sind. Sie können als Indikatoren für den Grad der Zielerreichung und der Wirkung der 

Maßnahmen genutzt werden. 

Das vorliegende Integrationskonzept soll einen Orientierungsrahmen für das Integrationsmanagement 

des Landkreises bieten, in welchem sich die beteiligten Akteure auf eine gemeinsame Grundhaltung 

sowie gemeinsame Ziele und Netzwerkstrukturen verständigt haben und an deren Umsetzung sie im 

Rahmen einer freiwilligen Selbstverpflichtung weiter mitwirken. 

Um zu verhindern, dass die festgelegten Handlungsziele an Aktualität verlieren und an den tatsächli-

chen Bedarfen vorbeigehen, ist eine regelmäßige Evaluation und eventuelle Anpassung des Konzeptes 

an die sich verändernden Bedarfe im Austausch mit den Netzwerkpartnern notwendig. 

Gleichermaßen macht es die proaktive Orientierung möglich, frühzeitig und präventiv sich abzeichnen-

den Herausforderungen vorzugreifen und diese zu bearbeiten. 
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Die im Konzept festgelegten Handlungsfelder richten sich sowohl an zugwanderte Menschen, als auch 

an Einrichtungen, Vereine und Verbände sowie die Kommunalpolitik, Kommunalverwaltung und zivil-

gesellschaftliche Akteure. 
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IV. Integrationsverständnis 
 

Damit Integration im Landkreis gelingen kann, braucht es ein gemeinsames Integrationsverständnis 

verschiedener Akteure als wesentliche Voraussetzung. 

Der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration definiert Integration als 

„Teilhabe von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund an zentralen Bereichen des gesellschaft-

lichen Lebens wie z.B. frühkindliche Erziehung, schulische Bildung, berufliche Ausbildung, Zugang zum 

Arbeitsmarkt, Teilhabe an den rechtlichen und sozialen Sicherungs- und Schutzsystemen, bis hin zur 

(statusabhängigen) politischen Teilhabe.“ Aber echte Integration von Eingewanderten geht über die 

gleichberechtigte Teilhabe bzw. das Schaffen von Zugängen hinaus. Sie beinhaltet auch die Akzeptanz 

gesellschaftlicher Normen und Gesetze sowie eine gemeinsame Wertebasis als Voraussetzung für ein 

friedliches, produktives und respektvolles Zusammenleben.  

Dabei ist Integration eine Daueraufgabe, die als Querschnittsthema viele Akteure und Handlungsfelder 

vereint. Hierfür braucht es auf beiden Seiten Offenheit, Toleranz und eine Begegnung auf Augenhöhe, 

die nicht von Vorurteilen geleitet ist. Gesellschaftliche Vielfalt sollte als Normalfall und Selbstverständ-

lichkeit anerkannt und Migrationserfahrung und Mehrsprachigkeit als Kompetenz verstanden werden. 

Der Integrationsprozess betrifft die gesamte Gesellschaft und setzt sowohl bei Mehrheitsbevölkerung 

als auch bei den Eingewanderten eine gemeinsame verfassungsgemäße Wertebasis voraus. In diesem 

Kontext obliegt es der Mehrheitsbevölkerung, Strukturen und Angebote so zu gestalten, dass sie In-

tegration begünstigen und bewusste oder unbewusste Exklusionsmechanismen reduzieren. Hierfür 

bedarf es einer strategischen, an die jeweiligen Bedarfe angepasste Ausrichtung sowie der Bereitschaft 

zur Veränderung. 

Die Eingewanderten wiederum tragen wie die Angehörigen der Mehrheitsbevölkerung auch, durch die 

Achtung des Grundgesetzes und der in in Deutschland geltenden Normen und Werten, dem Erlernen 

der deutschen Sprache sowie einer aktiven Beteiligung am gesellschaftlichen Leben zur Integration bei. 

Integration meint somit nicht eine unverbindliche Koexistenz der verschiedenen gesellschaftlichen 

Gruppen, sondern eine gemeinsame Anstrengung jenseits einseitiger Forderungen. So soll ein jeder 

die Möglichkeit haben, vollumfänglich an der Gesellschaft teilhaben zu dürfen, gleichzeitig bedarf es 

aber auch der Bereitschaft an dieser teilhaben zu wollen. 

Dabei muss und kann Integration nicht unter allen Gesichtspunkten und Handlungsfeldern zeitgleich 

erfolgreich verlaufen, damit wir von gelungener Integration sprechen können. Es gilt vielmehr zu ver-

stehen, dass gesellschaftliche Heterogenität normal ist. Dies als selbstverständlich anzuerkennen be-

schreibt zugleich den Status Quo als auch ein wesentliches Ziel, welches dieses Konzept anstrebt. 
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V. Handlungsfelder 
 

Handlungsfeld I: Ausbildung und Arbeit 
 

Die Integrationsarbeit im Handlungsfeld Ausbildung und Arbeit ist von großer Bedeutung, da es da-
rum geht, Eingewanderten eine Chance auf eine erfolgreiche Integration in die Gesellschaft zu ge-
ben und ihnen den Zugang zu Arbeit und Erwerbseinkommen zu ermöglichen. Darüber hinaus ist es 
im Interesse der Aufnahmegesellschaft, wenn Eingewanderte sich produktiv am Wirtschaftsleben 
und damit am Volkseinkommen beteiligen sowie den Arbeitskräftemangel in verschiedenen Wirt-
schaftsbereichen abfedern. 
 
Um auf Ebene der Kommune diesen Prozess zu begleiten, kann der Landkreis auf ein Netzwerk von 
Akteuren zurückgreifen, welche die Integration von Eingewanderten in den Arbeitsmarkt durch un-
terschiedliche Angebote und Maßnahmen unterstützen und fördern.  Hier die Zusammenarbeit zu 
intensivieren und neue Netzwerkpartner zu gewinnen ist auch Ziel dieses Konzeptes. 
 
Ein Hindernis in Bezug auf eine schnelle Integration in den Arbeitsmarkt besteht oft in den geringen 
Deutschkenntnissen der Neueingewanderten und der Vermittlung in Beschäftigungen entsprechend 
ihrer Kompetenzen und Qualifikationen. Um eine ggf. nicht kompetenzgerechte Primärvermittlung in 
den Niedriglohnsektor oder kurzfristige Jobs zu vermeiden, ist es daher wichtig, einen Fokus auf Aus- 
und Weiterbildung, Qualifizierung und Anerkennung mitgebrachter Qualifikationen zu legen.  
 
Darüber hinaus ist es wichtig, Informationen über Arbeitsmöglichkeiten und Ausbildungsplätze zu-

gänglich und verständlich zu machen sowie den Übergang von Schule zu Beruf durch die Verstetigung 

der Unterstützungsangebote von Jugendberufszentrum und anderen Akteuren zu unterstützen.  

Ein Schwerpunkt der Integrationsarbeit insbesondere auch in Anbetracht des demographischen Wan-

dels und des damit einhergehenden Fachkräftemangels sollte es auch sein, Arbeitgeber für die Chan-

cen und Potenziale einer Anstellung von Eingewanderten zu sensibilisieren. 

 
 

Leitziel Handlungsziel Empfehlungen 

 
Eine Berufsorientierung 
am Übergang von Schule 
zu Beruf für Eingewan-
derte wird ermöglicht und 
die Aufnahme einer Aus-
bildung erreicht. 

 
Angebote der Berufsorientierung 
sind Einwandererfamilien sowie 
Fachkräften bekannt, um so die Auf-
nahme von Berufsausbildungen zu 
steigern und dem Fachkräftemangel 
entgegenzuwirken. 

 
Es bestehen schon während der Schulzeit 
vielfältige Angebote für eingewanderte Ju-
gendliche und deren Eltern, um sich über 
das duale Ausbildungssystem, einzelne Aus-
bildungsberufe und Studiengänge sowie 
Möglichkeiten einer Ausbildungsaufnahme 
und deren Stellenwert zu informieren sowie 
verschiedene Ausbildungsbereiche kennen-
zulernen. Zu diesem Zweck werden auch be-
reits vorhandene Informationsmaterialien 
genutzt, bei Bedarf übersetzt und über Mul-
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tiplikatoren und die App Integreat verbrei-
tet. Diese Angebote richten sich insbeson-
dere an junge Erwachsene und deren Eltern, 
sofern sie das deutsche Bildungssystem 
noch nicht ausreichend kennen. 
 
Realistische Informationen über das Ausbil-

dungs- und Bildungssystem werden ver-

ständlich vermittelt, um falschen Erwartun-

gen vorzubeugen.  

 

Es wird ein Fortbildungsformat entwickelt, 

das eingewanderte Jugendliche auf die Auf-

nahme einer Ausbildung vorbereitet. 

 
Fachkräfte in Institutionen, die mit einge-
wanderten Jugendlichen und deren Eltern 
arbeiten, werden über aktuelle Angebote, 
Projekte und Möglichkeiten bezüglich des 
Ausbildungssystems sowie zur Vorberei-
tung auf das Ausbildungssystem informiert 
und nehmen eine Multiplikatorfunktion ge-
genüber Eltern und Jugendlichen ein. Auf 
diesem Weg sollen auch neue Zielgruppen 
erreicht werden. Unterstützend wird das 
Thema Übergang Schule-Beruf durch die Ju-
gendberufszentren sowie im „Arbeitskreis 
Integration in den Arbeitsmarkt“ behandelt. 
 
Der Ausbau der Vernetzung der beteiligten 
Akteure (Jobcenter, BA, Beratungsstellen, 
Institutionen, …) wird angestrebt. Es wer-
den gemeinsame Projekte initiiert, um die 
Bekanntheit der dualen Ausbildung zu erhö-
hen. Tools zur Kompetenzbilanzierungen 
(z.B. Valikom) werden genutzt.  
 
Eingewanderte Jugendliche erhalten im 
Rahmen einer Berufsorientierung eine an 
ihren persönlichen, sozialen und sprachli-
chen Kompetenzen orientierte Vorberei-
tung und Beratung zum Thema Berufsfin-
dung und Ausbildungsaufnahme.   
 

  
Ausbildungsbetriebe im Landkreis 
wissen um den Nutzen der Beschäfti-
gung von Eingewanderten als Auszu-
bildende und ermöglichen einen 
gleichberechtigten Zugang zur Ausbil-
dung. 

 
Es wird bei Ausbildungsstätten und Unter-
nehmen für die Ausbildung zugewanderter 
Menschen geworben. Arbeitgeber werden 
für die interkulturellen Potenziale und die 
Chancen der Beschäftigung von zugewan-
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derten Jugendlichen sensibilisiert. In die-
sem Zusammenhang wird über Angebote 
der ausbildungsbegleitenden Hilfen infor-
miert. 
 

  
Ausbildungsabbrüche werden ver-
mieden. 

 
Ausbildungsbegleitende Projekte und Nach-
hilfeangebote für die Berufsschulen werden 
ausgebaut. Der Fokus liegt hier insbeson-
dere auf dem Erwerb ausreichender, be-
rufsspezifischer Deutschkenntnisse. 
 
Es wird auf die speziellen Angebote zur Aus-
bildungsbegleitung der Agentur für Arbeit, 
des Jobcenters, der Kammern und anderer 
Kooperationspartner durch Beratungsstel-
len verwiesen. 
 
Spezifische Bedarfe von eingewanderten 
Mädchen insbesondere aus patriarchisch 
organisierten Familien werden dabei be-
rücksichtigt. Ein möglicher Ansatz ist hier 
die Etablierung so genannter „Kulturmitt-
ler“. 
 

 
Eingewanderte haben ei-
nen gleichberechtigten 
Zugang zum Arbeitsmarkt 
und sind dauerhaft und 
entsprechend ihrer Fähig-
keiten und Kompetenzen 
in diesen integriert. 

 
Es kommt zu einer gelingenden Ver-
ständigung im Prozess der kommu-
nalen Arbeitsvermittlung. 
 
Es werden die notwendigen Anstren-
gungen unternommen, damit die 
Verständigung mit erwerbslosen Ein-
gewanderten gut gelingt. 

 
Arbeitsagentur und Jobcenter kooperieren, 
um zugewanderten Fachkräften zügig eine 
Arbeitsaufnahme zu ermöglichen und somit 
den Arbeitskräftemangel von Betrieben vor 
Ort zu bekämpfen. 
 
Neben eigenen Ressourcen (wie z.B. Mitar-
beitern mit Fremdsprachenkenntnissen o-
der Online-Dolmetschern) können durch die 
Ausländerbehörde, die Arbeitsagentur und 
das Jobcenter im Bedarfsfall auch ehren-
amtliche Sprachmittler des Landkreises für 
Übersetzungen eingebunden werden.  
 
Informationsschreiben und Broschüren 
werden nach Möglichkeit in verschiedenen 
Sprachen angeboten. Auf den Einladungs-
schreiben für Kunden der oben genannten 
Behörden findet sich der Hinweis auf den 
Sprachmittlerpool des Landkreises mit den 
entsprechenden Kontaktdaten. 
 

   
Beratungsstellen und die Behörden der Ar-
beitsvermittlung verweisen Eingewanderte 
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Eingewanderte werden bei der Aner-
kennung der von ihnen mitgebrach-
ten Bildungs- und Berufsabschlüsse 
unterstützt. 

bei Bedarf an die Landesstelle Berufsaner-
kennung in Stade, die auch im Landkreis Ro-
tenburg (Wümme) Beratung anbietet.  
 
Die Vernetzung relevanter Akteure mit der 
Landesstelle Berufsanerkennung wird im 
„Arbeitskreis Integration in den Arbeits-
markt“ ausgebaut. 
 
Teilanerkennungen werden systematisch 
erfasst und darauf aufbauend entspre-
chende Qualifizierungen angeboten, wel-
che eine vollständige Anerkennung ermög-
lichen. 
 

  
Eine individuelle, zeitnahe und realis-
tische Beratung bezüglich einer be-
ruflichen Perspektive auf Grundlage 
der mitgebrachten Kompetenzen 
wird für Einwanderer im erwerbsfähi-
gen Alter sichergestellt. Bei der hie-
rauf aufbauenden Vermittlung soll 
ein besonderer Fokus auf Tätigkeits-
feldern mit einem starken Fachkräf-
temangel im Landkreis liegen. 
 

 
Es erfolgt ein Austausch zwischen den Akt-
euren, die im Bereich der Arbeitsvermitt-
lung tätig sind, bezüglich Methoden der 
Kompetenzerfassung sowie der Bedarfe 
und Zielvorstellungen der Eingewanderten. 
 

  
Eingewanderten werden (berufsbe-
gleitende) Fortbildungen und Weiter-
qualifizierungen entsprechend ihrer 
Bedarfe und Möglichkeiten angebo-
ten. 

 
Es wird Transparenz über (Weiter-)Bil-
dungsangebote und Qualifizierungsmaß-
nahmen geschaffen. Diese werden zielgrup-
pengerecht auf dem Portal der Koordinie-
rungsstelle Migration und Teilhabe sowie 
der App Integreat dargestellt. 
 
Auch Sprachkurse höherer Niveaus werden 
gefördert, um so Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Ausbildung, eine nachhaltige 
Integration in den Arbeitsmarkt oder für ein 
Studium zu schaffen. 
 

  
Eingewanderte haben Zugang zu 
wichtigen Informationen über den 
Berufsalltag in Deutschland und ken-
nen die rechtlichen und kulturellen 
Rahmenbedingungen sowie wesentli-
che Akteure. 

 
Relevante Informationen zum Berufsleben 
in Deutschland werden auf dem Portal der 
Koordinierungsstelle Migration und Teil-
habe, der App Integreat sowie weiterer In-
formationsplattformen zusammengefasst. 
Schulungsangebote und Informationsver-
anstaltungen für Eingewanderte zum 
Thema Arbeitsaufnahme und kultureller 
Unterschiede am Arbeitsplatz werden ange-
boten oder gefördert. 
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Nach der Aufnahme einer Erwerbstä-
tigkeit wird diese gefestigt. 
 

 
Nach einer gelungenen Arbeitsaufnahme 
werden berufsbegleitende Angebote ge-
schaffen, welche bei der Bewältigung der 
damit einhergehenden Herausforderungen 
(Kinderbetreuung, berufsbegleitender 
Sprachkurs, Klärung von Aufenthaltsfragen) 
unterstützen. 
 

  
Eingewanderte Frauen werden best-
möglich beim beruflichen (Wieder-) 
Einstieg unterstützt. 

 
Es werden Qualifizierungsangebote ge-
schaffen, die eine Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ermöglichen (z.B. Deutschkurse 
mit Kinderbetreuung, Frauencomputer-
kurse u.Ä.). 
 
Relevante Informationen zum beruflichen 
(Wieder-) Einstieg für Frauen werden auf 
dem Portal der Koordinierungsstelle Migra-
tion und Teilhabe sowie der App Integreat 
mehrsprachig angeboten. 
 

  
Arbeitgeber werden bei der Anstel-
lung von Zugewanderten und der in-
terkulturellen Öffnung ihrer Betriebe 
unterstützt. 
 

 
Die Beteiligung von Arbeitgebern im Ar-
beitskreis Arbeitsmarktintegration kann 
ausgeweitet werden. 
 
Veranstaltungen für Arbeitgeber zu rechtli-
chen Grundlagen und interkultureller Kom-
petenz im Arbeitskontext werden ausge-
weitet, ggf. in Kooperation mit der Agentur 
für Arbeit, dem Jobcenter und den Kam-
mern. 
 
Die relevanten Informationen und Leitfäden 
sowie die Ansprechpartner für Arbeitgeber 
werden auf dem Portal der Koordinierungs-
stelle Migration und Teilhabe und des Job-
centers dargestellt. 
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Handlungsfeld II: Sprache und Bildung 
 

Gute Kenntnisse der deutschen Sprache sind eine wesentliche Voraussetzung für eine gleichberech-
tigte Teilhabe an der Gesellschaft. Sie ermöglichen das Erreichen von Bildungsabschlüssen, die Auf-
nahme einer Ausbildung oder Beschäftigung sowie die gesellschaftliche Integration am Wohnort. 
Daher ist es von großer Bedeutung, dass Neueingewanderte im Landkreis schnellstmöglich mit dem 
Deutschlernen beginnen. 
 
Durch Integrationskurse, die vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) finanziert werden, 
können notwendige Sprachkenntnisse erworben werden. Um jedoch Lücken in der Versorgung zu 
schließen, fördert der Landkreis zusätzliche Deutschkurse in den Mitgliedskommunen, um flächende-
ckende und wohnortnahe Angebote zu gewährleisten. 
 
Im Kontext Schule wird ein altersgerechter Erwerb der deutschen Sprache angestrebt, damit Kinder 
erfolgreich am Regelunterricht teilnehmen können. In der frühkindlichen Bildung wird durch eine all-
tagsintegrierte Sprachförderung die deutsche Sprache nähergebracht.  
 
Das familiäre Umfeld spielt eine zentrale Rolle bei der Unterstützung im Bildungssystem. Daher ist es 
wichtig, dass Einwandererfamilien umfassend über das deutsche Bildungssystem informiert und bei 
der Begleitung ihrer Kinder unterstützt werden.  
 
Weitere Herausforderungen im Landkreis sind die Förderung alternativer Bildungswege für Erwach-
sene und die Unterstützung junger Eingewanderter bei Übergängen von der Schule in den Beruf. 
 

Leitziel Handlungsziel Empfehlungen 

 
Für Eingewanderte mit 
keinen oder geringen 
Deutschkenntnissen be-
steht ein umfassendes An-
gebot an Deutschkursen, 
welches den individuellen 
Bedarfen gerecht wird. 

 
Sprachkurse werden kontinuierlich 
bedarfsgerecht und möglichst woh-
nortnah angeboten, damit alle Einge-
wanderten die notwendige Förde-
rung erhalten. 

 
Deutschkurse werden in verschiedenen 
Mitgliedskommunen angeboten. Mögliche 
Versorgungslücken werden identifiziert und 
bei Bedarf auch durch landkreisgeförderte 
Deutschkurse geschlossen. 
 
Es werden Deutschkurse angeboten, die 
sich an den individuellen Lebenssituationen 
der Eingewanderten orientieren, das heißt 
beispielsweise, es werden für Eltern Ange-
bote nach Möglichkeit mit Kinderbetreuung 
geschaffen oder Kursformate wie „Mama 
lernt Deutsch“ weiter ausgebaut. 
 
Es werden Lernangebote für „Langsamler-
ner“ sowie Alphabetisierungs- und Zweit-
schriftenkurse geschaffen. 
 
Deutschkurse höherer Niveaus werden ge-
fördert, um es Eingewanderten zu ermögli-
chen, die Voraussetzungen für eine erfolg-
reiche Ausbildung, die langfristige Aus-
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übung einer qualifizierten Beschäftigung o-
der die Aufnahme eines Studiums zu ermög-
lichen.  
 
Um ein breitgefächertes Angebot an 
Deutschkursen in dünn besiedelten Regio-
nen oder bei eingeschränkter Mobilität vor-
zuhalten, werden Möglichkeiten neuer Set-
tings wie beispielsweise Online-Deutsch-
kurse geprüft. 
 

  
Deutschkurse und Zugangsmöglich-
keiten werden allen Akteuren, die mit 
Eingewanderten arbeiten sowie Ein-
gewanderten selbst bekannt ge-
macht. 

 
Die vorhandenen Deutschkursangebote 
und die entsprechenden Voraussetzungen 
werden durch die Koordinierungsstelle Mig-
ration und Teilhabe bekannt gemacht sowie 
leicht verständlich auf der App Integreat 
und dem Themenportal der Ko-Stelle und 
weiterer relevanter Behörden dargestellt. 
Die Aufstellung wird regelmäßig an alle re-
levanten Akteure weitergeleitet. 
 

  
Sprachliche Verständigung wird nied-
rigschwellig und für möglichst viele 
Herkunftssprachen erleichtert. Be-
gegnungen im Alltag werden geför-
dert. 

 
Bei Bedarf werden Eingewanderten kosten-
los Sprachmittler zur Verfügung gestellt, die 
bei Gesprächen in sozialen, pädagogischen 
oder medizinischen Einrichtungen für sie 
übersetzen. 
 
Mehrsprachige Informationsangebote wie 
die App Integreat werden ausgebaut. 
 
An Schulen, Kitas und in Vereinen können 
Sprachlernkoffer genutzt werden, in wel-
chem Ideen und Materialien zur Verfügung 
gestellt werden, die den Erwerb der deut-
schen Sprache unterstützen. 
 
Es werden niedrigschwellige Austausch-
möglichkeiten wie Elterncafés und andere 
Treffpunkte geschaffen, um die deutsche 
Sprache auch in Alltagssituationen auszu-
probieren und anzuwenden. 
 

 
Eingewanderte werden in 
ihrer Elternrolle gestärkt. 

 
Eltern kennen das Bildungssystem so-
wie Formen der Elternbeteiligung 
und sind für die Bedeutung einer Bil-
dungsteilhabe ihrer Kinder sensibili-
siert. 

 
Mehrsprachige Informationen zum Bil-
dungssystem werden durch Multiplikatoren 
sowie auf der App Integreat bereitgestellt. 
 
Die Bedeutung des Kita-Besuchs für die Ent-
wicklung und Integration des Kindes sowie 
die Verortung im deutschen Bildungssystem 
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wird frühzeitig im Rahmen von Beratungs-
gesprächen der Schwangeren- oder Migrati-
onsberatungsstellen sowie der Familienbe-
sucher erklärt. 
 
Eingewanderte Eltern werden ermuntert, in 
Gremien von Kitas und Schulen mitzuwir-
ken. Kitas und Schulen werden ermutigt, ein 
entsprechendes Engagement zu fördern. 
 
Es wird eine abgestimmte Vorgehensweise 
entwickelt, um bei Schulabsentismus aus 
kulturellen oder religiösen Gründen mit den 
Eltern in Kommunikation zu treten, wobei 
auch Sprachmittler und andere ehrenamtli-
che Unterstützer einbezogen werden. 
 

  
Eingewanderte Eltern werden in ih-
ren Erziehungskompetenzen geför-
dert. 

 
Eingewanderte Eltern werden über Ange-
bote der Frühen Hilfen etc. informiert und 
werden als Zielgruppe stärker in den Blick 
genommen.  
 
Mögliche Anknüpfungspunkte zum Jugend-
hilfe-Rahmen-Konzept des Landkreises wer-
den überprüft und eine themenspezifische 
Zusammenarbeit ausgebaut. 
 
Zur Förderung der Steigerung der interkul-
turellen Kompetenz kann die Gründung ei-
nes „MigrantenElternNetzwerkes“ ange-
strebt werden, um das Selbstbewusstsein 
zugewanderter Eltern zu stärken und ihnen 
ihre eigene Schlüsselrolle für die Bildungser-
folge ihrer Kinder bewusst zu machen. 
 

  
Die Lehrkräfte im Landkreis können 
auf ein funktionierendes Hilfesystem 
bei kulturell bedingten Problemen 
mit Schülern zurückgreifen. 

 
Wenn bei Schülern aus Einwandererfami-
lien Probleme im Unterricht oder auf dem 
Schulhof auftauchen, die auf ihre kulturelle, 
religiöse oder individuelle Sozialisation zu-
rückzuführen sind, haben Lehrkräfte und 
Schulleitung über Sprachmittler, ehrenamt-
liche Helfer oder Beratungsstellen Zugangs-
wege, um mit den Eltern nach Lösungen zu 
suchen, auch wenn diese noch nicht über 
ausreichende Sprachkenntnisse verfügen.  
Es werden mehrsprachige Informationsma-
terialien bereitgehalten, um Eltern in diesen 
Situationen Unterstützungsmöglichkeiten 
aufzuzeigen. 
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Eingewanderte Schüler 
erhalten einen bedarfsge-
rechten Zugang zum 
Schulsystem und werden 
beim Erreichen eines 
Schulabschlusses unter-
stützt. 

 
Eingewanderte Schüler und deren El-
tern werden bei der Wahl der Schul-
form unterstützt, um zeitnah in der 
geeigneten Schulform anzukommen. 

 
Es erfolgt eine individuelle Beratung zur 
Wahl der Schulform. Eine dafür notwendige 
Zusammenarbeit zwischen Schulen und 
Verwaltungseinrichtungen wird von der Bil-
dungsregion begleitet. 
 
Es gibt feste, niedrigschwellige Anlaufstel-
len und Kooperationspartner, welche die 
Ankommens- und Integrationsprozesse an 
den Schulen begleiten. Das bestehende Po-
tenzial der beteiligten Akteure wird evalu-
iert und genutzt. Zudem wird die Notwen-
digkeit der Schaffung zusätzlicher Stellen 
für Integrationsscouts oder Schulseelsorger 
erhoben. 
 

  
Eingewanderte Schüler erzielen ent-
sprechend ihrer jeweiligen Fähigkei-
ten den bestmöglichen Schulab-
schluss. 
 

 
Bei Bedarf erhalten Schüler schulbeglei-
tende Lernförderangebote. 
 
Am Ort der Schule wird eine gezielte Förde-
rung zum Erwerb der deutschen Sprache zur 
Verfügung gestellt, ebenso werden nach 
Möglichkeit Hilfsmittel für Prüfungen wie 
Wörterbücher etc. bereitgestellt. Bei älte-
ren Schülern sollte hier der Schwerpunkt 
bereits auf dem Thema Berufsorientierung 
liegen und daher auf den Erwerb von Fach-
vokabular fokussiert werden. 
 

 
Die Kompetenz der Fach-
kräfte im Bildungssystem 
wird kontinuierlich wei-
terentwickelt und geför-
dert. 

 
Das pädagogische Fachpersonal und 
Mitarbeiter auf kommunaler Ebene 
werden bei der Entwicklung notwen-
diger Kompetenzen zum Umgang mit 
Diversität, Inklusion sowie interkultu-
rellen Unterschieden unterstützt. 
 

 
Interkulturelle Kompetenzen von pädagogi-
schem Personal werden durch entspre-
chende Fortbildungsangebote gestärkt. 
 
Es werden in regelmäßigen Abständen 
Schulungen zur Stärkung der Kompetenzen 
im Umgang mit Schülern unterschiedlicher 
Herkunftsländer angeboten. Diese zielen 
auf die Entwicklung einer Kultursensitivität 
sowie Reduzierung von Unsicherheiten im 
Umgang mit diesen Schülern ab. 
 
Ein Ausbau des DaZ-Netzwerks (DaZ = 
„Deutsch als Zweitsprache“) wird ange-
strebt, um so auch den Austausch der Lehr-
kräfte untereinander bezüglich zielführen-

der Lehrmethoden und Inhalte zu fördern. 
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Handlungsfeld III: Gesellschaftliche Integration 
 

Das Handlungsfeld „Gesellschaftliche Integration" bezieht sich auf ein friedvolles und respektvolles 

Zusammenleben aller Menschen im Landkreis sowie auf die Veränderungen in der Gesellschaft, die 

durch Einwanderung und andere Faktoren beschleunigt und intensiviert werden. Ziel ist es, ein ge-

meinsames Verständnis über die Wertegrundlage der Gesellschaft zu fördern, die interkulturellen 

Kompetenzen zu verbessern und die Akzeptanz für eine vielfältige Gesellschaft zu erhöhen.  

Damit dies gelingen kann, braucht es offene Begegnungsräume in den Mitgliedskommunen im Land-

kreis, um Begegnungen aller Bevölkerungsgruppen zu ermöglichen und so die Teilhabemöglichkeiten 

zu erhöhen und den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken. 

Eine wichtige Voraussetzung für die Integration ist der Zugang zur deutschen Sprache, zu Arbeitsplät-

zen und Wohnungen im Landkreis sowie ein gleichberechtigter Zugang zum Bildungs- und Gesund-

heitssystem. Doch auch wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, ist noch mehr notwendig, um sich in 

der neuen Heimat willkommen und angenommen zu fühlen. Integration muss auch soziale und emo-

tionale Aspekte berücksichtigen, wie das Gefühl, dazuzugehören und Teil des gesellschaftlichen All-

tagslebens zu sein. 

Die Akzeptanz und Wertschätzung von kultureller Vielfalt und gegenseitige Offenheit für Begegnungen 

spielen dabei eine zentrale Rolle. Gemeinsame Freizeitaktivitäten und Vereinsmitgliedschaften tragen 

zur Stärkung des sozialen Netzwerkes bei und haben positive Auswirkungen auf andere Integrations-

bereiche wie Spracherwerb, Wohnung, Arbeitsplatz und Bildung. Der Landkreis sieht hier ein wichtiges 

Handlungsfeld und unterstützt die gesellschaftliche Integration durch Förderung von Begegnungen 

und gemeinsamen Aktivitäten von Eingewanderten und Einheimischen. 

 

Leitziel Handlungsziel Empfehlungen 

 
Die Beteiligung von Einge-
wanderten wird gefördert 
und wertgeschätzt. 

 
Eingewanderte und ihre Nachkom-
men wirken an Beteiligungsprozes-
sen mit und engagieren sich für die 
Gesellschaft. 

 
Eingewanderte und ihre Nachkommen 
werden an handlungsfeldspezifischen 
Netzwerken beteiligt und können sich und 
ihre Interessen einbringen. Der Kontakt zu 
den im Landkreis aktiven migrantischen 
Vereinen wird in diesem Kontext ausge-
baut. 
 
Eine systematische Befragung von Einge-
wanderten zu Themen der Integration und 
Teilhabe wird von der Koordinierungs-
stelle Migration und Teilhabe durchge-
führt. Die Ergebnisse fließen in die Umset-
zung zukünftiger Integrationsmaßnahmen 
ein. 
 

  
 
 
Wahlberechtigte Eingewanderte 
und ihre Nachkommen nehmen wie 
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die Mehrheitsbevölkerung auch, an 
Wahlen teil. 
 

Projekte oder Kampagnen der politischen 
Bildung und Demokratieförderung wer-
den durch die Koordinierungsstelle Migra-
tion und Teilhabe unterstützt. Diesbezüg-
lich wird angestrebt, Kooperationen mit 
Bildungseinrichtungen auszubauen.  
 
Die App Integreat sowie andere digitale 
Medien werden genutzt, um vor Wahlen 
auch mehrsprachig über diese zu infor-
mieren. 
 
Für Eingewanderte ohne Wahlrecht wer-
den alternative Mitwirkungsmöglichkei-
ten an politischen Prozessen geschaffen. 
Die Einrichtung eines Vielfaltsbeirats wird 
geprüft. 
 

  
Eingewanderte und ihre Nachkom-
men sind in den Parteien und den 
kommunalen Räten vertreten. 

 
Die demokratischen Parteien werden er-
mutigt gezielt auf Eingewanderte und ihre 
Nachkommen zuzugehen und diese für 
eine Mitarbeit oder Kandidatur zu wer-
ben. Ein Austausch diesbezüglich mit Mit-
gliedern des Kreistags wird angeregt. 
 

 
Der gesellschaftliche Zu-
sammenhalt wird geför-
dert. 

 
Die Alltagskompetenzen (neu)ein-
gewanderter Menschen werden 
kontinuierlich verbessert. 
 

 
Angebote der Alltagsbegleitung werden 
durch ehrenamtliche und freiwillige Un-
terstützer insbesondere für die Zeit des 
Ankommens in ausreichendem Maße vor-
gehalten, um den Eingewanderten Sicher-
heit in der neuen Situation zu geben.  
Für diese Aufgaben sollen auch Eingewan-
derte gewonnen werden. 
 
In Deutschkursen, anderen Bildungsange-
boten und kommunalen Einrichtungen 
und Beratungsstellen werden gesell-
schaftliche Funktionsweisen sowie Werte 
und Normen vermittelt. 
 

  
In den Mitgliedskommunen werden 
Räumlichkeiten zur Nutzung für Be-
gegnungen zur Verfügung gestellt. 

 
Niedrigschwellige Begegnungsmöglichkei-
ten werden geschaffen, damit Kontakte 
von Eingewanderten zu schon lange hier 
lebenden Menschen geknüpft und wech-
selseitige Vorbehalte abgebaut werden 
können. 
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Im Bedarfsfall werden zielgruppenspezifi-
sche Angebote beispielsweise für Frauen 
oder Alleinstehende ergänzt. 
 

  
Bei spezifischen Problemlagen und 
Krisen greift ein gut ausgebautes 
Netzwerk verschiedener Akteure in 
den Bereichen der Gewalt- und Kri-
minalitätsprävention 

 
In eskalierenden Problemlagen, die mit 
Gewalt, Kriminalität, Sucht, Diskriminie-
rung, psychischen Belastungen oder Prob-
lemen im Wohnumfeld von Eingewander-
ten zu tun haben, schließen sich Polizei, 
Kommune, Ordnungsbehörden und wei-
tere Ansprechpartner (z.B. Sozialpsychiat-
rischer Dienst) kurz, um zeitnah gemein-
sam deeskalierende Lösungen zu finden. 
 
Ansprechpartner aus diesem Netzwerk 
sind ehrenamtlichen Unterstützern und 
Kommunen bekannt und können von die-
sen zeitnah kontaktiert werden. 
 

  
Eingewanderte haben einen gleich-
berechtigen Zugang zu Vereinen 
und engagieren sich aktiv in der 
Vereinsarbeit. 

 
Konkrete Hilfsangebote in Form von Schu-
lungen und Informationsveranstaltungen 
für Vereine zur Aufnahme von Eingewan-
derten in ihren Vereinsstrukturen werden 
in Zusammenarbeit mit dem Kreissport-
bund und der Koordinierungsstelle Ehren-
amt des Landkreises entwickelt. 
 
Eingewanderte und ihre Nachkommen 
werden zum Thema Ehrenamt und Ver-
eine sowie Möglichkeiten der Beteiligung 
informiert. 
 

  
Freizeitangebote und kulturelle 
Veranstaltungen werden für alle zu-
gänglich gemacht. Mögliche Hürden 
einer Inanspruchnahme werden ab-
gebaut. 

 
Zu Angeboten im Bereich Freizeit und Kul-
tur wird über App Integreat, weitere digi-
tale Medien sowie durch persönliche An-
sprache der Zielgruppe Transparenz ge-
schaffen. 
 

 
Das Ehrenamt im Land-
kreis wird gestärkt. 

 
Die Mitgliedsgemeinden werden 
bei der Neuausrichtung des integra-
tionsbezogenen Ehrenamtes beglei-
tet. 

 
Unterstützt durch den Landkreis findet 
eine Verständigung über Ziele, notwen-
dige Strukturen und Fortentwicklung des 
Ehrenamtes im Bereich der Migrationsar-
beit statt. 
 
Die Einrichtung einer hauptamtlichen, ko-
ordinierenden Stelle für das Thema Ehren-
amt in den Mitgliedskommunen wird an-
geregt. 
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Ehrenamtlich und freiwillig Enga-
gierte im Landkreis werden gezielt 
für die Migrationsarbeit qualifiziert 
und können an Austauschformaten 
teilnehmen. 

 
Die Ausbildung zum Integrationshelfer o-
der ähnlichen Formaten wird in regelmä-
ßigen Abständen angeboten. Darüber hin-
aus werden themenspezifische Fortbil-
dungen entsprechend der Interessen und 
Bedarfe durchgeführt. Die Koordinie-
rungsstelle Migration und Teilhabe infor-
miert über ihren Verteiler sowie den 
Newsletter zusätzlich über relevante Fort-
bildungen und andere Themen. 
 
Ein regelmäßiger kreisweiter Austausch 
mit Ehrenamtlichen im Bereich Migration 
und Integration wird durch die Koordinie-
rungsstelle Migration und Teilhabe ange-
regt. 
 
Freiwillig und ehrenamtlich Engagierte ha-
ben die Möglichkeit, in regelmäßigen Ab-
ständen an Supervision und kollegialen 
Fallbesprechungen teilzunehmen, die 
durch den Landkreis angeboten werden. 
 

  
Es werden wertschätzende und ho-
norierende Rahmenbedingungen 
für das ehrenamtliche Engagement 
geschaffen. 

 
Zur Anerkennung und Wertschätzung des 
Ehrenamtes wird eine jährliche Helferkon-
ferenz durch die Koordinierungsstellen 
Ehrenamt sowie Migration und Teilhabe 
organisiert. 
 
Auch Eingewanderte und ihre Nachkom-
men werden gezielt für ein ehrenamtli-
ches Engagement im Bereich Integration 
gewonnen. Dieses wird durch eine ent-
sprechende Öffentlichkeitsarbeit sichtbar 

gemacht und honoriert. 
 

 
Das Wissen von Einge-
wanderten zum Thema 
Gesundheit wird gestei-
gert. Ein gleichberechtig-
ter Zugang zur Gesund-
heitsversorgung für alle 
wird gewährleistet. 

 
Eingewanderte sind über das deut-
sche Gesundheitssystem und des-
sen Angebote informiert. 

 
Grundlegende Informationen zum deut-
sche Gesundheitssystem werden mehr-
sprachig im Rahmen der Willkommens-
mappe und der App Integreat zugänglich 
gemacht. Weitere Informationen zu Ge-
sundheitsprävention und anderen ge-
sundheitserhaltenden Maßnahmen wer-
den ebenfalls mehrsprachig angeboten. 
 
Eine vertiefte Kooperation zwischen regi-
onalen Akteuren der Migrationsarbeit und 
der Gesundheitsregion wird angestrebt. 



23 
 

 

  
Das Gesundheitswissen von Einge-
wanderten wird gestärkt. 

 
In Zusammenarbeit mit der Gesundheits-
region werden anknüpfend an das ausge-
laufene MiMi-Projekt Veranstaltungen zur 
Steigerung des Gesundheitswissens ange-
boten, die sich insbesondere an Menschen 
richten, die aus Herkunftsländer mit einer 
unzureichenden Gesundheitsversorgung 
kommen. 
 
Die Bündelung von Informationsangebo-
ten zur eigenständigen Recherche wird in 
Zusammenarbeit mit der Gesundheitsre-
gion für die App Integreat erstellt. 
 

  
Eingewanderte mit Suchterkran-
kungen oder suchtgefährdete Ein-
gewanderte kennen Unterstüt-
zungsangebote und Beratungsstel-
len im Landkreis. 
 

 
Ein Austausch zum Thema Suchterkran-
kungen von Eingewanderten mit dem The-
rapiehilfe e.V. wird angeregt. 
 
Es wird Transparenz über Beratungsstel-
len und Ansprechpartner für den Bereich 
Sucht über die App Integreat sowie der Er-
stellung mehrsprachiger Informationsma-
terialien hergestellt. 
 

  
Eingewanderte haben Zugang zu 
psychiatrischen und psychothera-
peutischen Angeboten zur Bearbei-
tung von Traumata. 

 
Die Kontaktdaten von Ansprechpartnern 
und Anlaufstellen für den Bereich psychi-
sche Gesundheit werden gebündelt ange-
boten und mehrsprachige Informationen 
zum Thema für Betroffene erstellt. 
 
Haupt- und Ehrenamtliche sind für den 
Umgang mit Menschen, welche an post-
traumatischen Störungen leiden könnten, 
sensibilisiert und kennen Stellen, an die 
weitervermittelt werden kann. 
 

  
Die Offenheit von Arztpraxen, ins-
besondere geflüchtete Menschen 
gleichberechtigt zu versorgen, wird 
gefördert. 

 
Arztpraxen sind über den Leistungskatalog 
des Asylbewerberleistungsgesetzes 
grundlegend informiert. 
 
Sprachmittler werden vom Landkreis kos-
tenlos bereitgestellt zur Ermöglichung der 
Verständigung während der Untersu-
chung. Das Angebot der im Landkreis nie-
dergelassenen Ärzte wird bekannt ge-
macht. 
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Es gibt ausreichend be-
zahlbaren und anspre-
chenden Wohnraum, der 
ein gutes Zusammenleben 
und eine soziale Durchmi-
schung unterstützt. 

 
In den Mitgliedskommunen gibt es 
ausreichend bezahlbaren Wohn-
raum für alle Menschen. 

 
Auf Grundlage des Wohnraumversor-
gungskonzeptes erstellen der Landkreis 
und die Mitgliedskommunen die Voraus-
setzungen zum Vorhalten bezahlbaren 
Wohnraums für alle Zielgruppen, welcher 
in gleichem Maße auch Eingewanderten 
zur Verfügung steht.  
 
Die Bedarfe der verschiedenen Zielgrup-
pen werden bei der Quartiersentwicklung 
und Fortschreibung von Stadtentwick-
lungskonzepten mitgedacht.  
 

  
Geflüchtete beziehen möglichst 
zeitnah nach der Zuerkennung ei-
nes Schutzstatus oder Aufnahme ei-
ner Erwerbstätigkeit eine eigene 
Wohnung. 

 
Geflüchtete erhalten mehrsprachige In-
formationen zum Thema Wohnen im 
Landkreis. 
 
Es wird das Format eines Mietführer-
scheins entwickelt, um Eingewanderten 
die notwendigen Informationen für gelin-
gende, nachhaltige Mietverhältnisse zu 
vermitteln. 
 
Potentielle Vermieter werden durch Infor-
mations- und Sensibilisierungsarbeit zur 
Aufnahme von Mietverhältnissen mit Ge-
flüchteten ermutigt. 
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Handlungsfeld IV: Interkulturelle Öffnung der Verwaltung und Zusam-

menarbeit im Netzwerk 
 

Die interkulturelle Öffnung der Verwaltung stellt einen wichtigen Aspekt dar, um gesellschaftliche Teil-

habe und Chancengleichheit zu fördern. Dies beinhaltet nicht nur den Zugang zu öffentlichen Dienst-

leistungen, sondern auch eine Bereicherung des Arbeits- und Kundenumfeldes durch die Nutzung von 

vielfältigen Kompetenzen und Erfahrungen. Der Anteil von Mitarbeitern aus Einwandererfamilien ist 

ein Indikator für den Fortschritt in Richtung interkultureller Öffnung. 

Der Prozess der interkulturellen Öffnung beinhaltet strategische Entscheidungen in Bezug auf Organi-

sation und Personalentwicklung, um angemessen auf die kulturelle Vielfalt in der Gesellschaft zu rea-

gieren und dieses Potenzial zu nutzen. 

 

Leitziel Handlungsziel Empfehlung 

 
Die interkulturelle Öffnung der 
kommunalen Verwaltungen im 
Landkreis wird ausgebaut. 

 
Die kulturelle Vielfalt der Ge-
sellschaft spiegelt sich in der 
personellen Besetzung von Ver-
waltungsstellen wieder. 

 
Stellenausschreibungen richten sich explizit 
auch an Eingewanderte und ihre Nachkom-
men. 
 
Der öffentliche Dienst als Arbeitgeber wird 
im Rahmen der Ausbildungsoffensive des 
Landkreises gezielt auch bei Eingewander-
ten beworben. 
 

  
Der Kontakt von Mitarbeitern 
der Verwaltung mit Eingewan-
derten geschieht diskriminie-
rungsfrei. Auf Seiten der Ver-
waltung bestehen keine Zu-
gangsbarrieren oder Benachtei-
ligungen von Eingewanderten 
bei der Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen der Verwal-
tung. 
 
Die Beratung der Eingewander-
ten bei spezifischen Herausfor-
derungen ist Bestandteil der 
Tätigkeit der Mitarbeiter in der 
Verwaltung. Hierbei wird eine 
Begegnung auf Augenhöhe an-
gestrebt. 
 

 
Die räumlichen Rahmenbedingungen in Be-
hörden, die viel Kontakt mit Eingewanderten 
haben, sind so zu gestalten, dass der Kontakt 
diskriminierungsfrei, wertschätzend und 
einladend erfolgen kann. 
 
Im Bedarfsfall werden ehrenamtliche 
Sprachmittler zu Gesprächen hinzugezogen. 
Die Koordinierungsstelle Migration und Teil-
habe stellt diese nach Absprache zur Verfü-
gung. 
 
Ein interner Sprachenpool der Mitarbeiter 
wird angelegt, um im Bedarfsfall durch die 
kollegiale Unterstützung die Kommunika-
tion mit Kunden mit geringen Deutschkennt-
nissen zu erleichtern. 
 
Die Mitarbeiter werden ermutigt, ihre 
Fremdsprachenkenntnisse durch den Be-
such von Sprachkursen zu verbessern. 
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Formulare und Anträge werden soweit mög-
lich vereinfacht und in die prozentual am 
häufigsten vertretenen Herkunftssprachen 
übersetzt. 
 
Die Öffentlichkeitsarbeit wird in mehreren 
Herkunftssprachen gestaltet, dies betrifft 
insbesondere Informationsmaterialien über 
die Arbeitsweisen und Zuständigkeiten ein-
zelner Ämter. 
 
Es werden Wegweiser im Eingangsbereich 
angebracht, um die Orientierung der Kun-
den in den Gebäuden der Verwaltung zu er-
leichtern. 
 
Mehrsprachige Behördenwegweiser werden 
in den von den Mitgliedskommunen bereit-
gestellten Unterkünften zur Verfügung ge-
stellt. 
 

  
Die Mitarbeiter in der Verwal-
tung besitzen interkulturelle 
Kompetenzen und daraus ab-
geleitete Handlungskompeten-
zen für den Umgang mit Kun-
den unterschiedlicher Her-
kunftsländer. 

 
Fortbildungen zum Handeln in interkulturel-
len Kontexten sind fester Bestandteil der 
Personalentwicklung der Kreisverwaltung.  
 
Insbesondere die Mitarbeiter aus Fachäm-
tern mit häufigem Kontakt zu Einwanderern 
nehmen an Schulungen zu interkultureller 
Kompetenz teil. 
 
Schulungen zum Thema Interkultureller 
Kompetenz werden in die Curricula der ver-
schiedenen Ausbildungsberufe in der Kreis-
verwaltung aufgenommen. 
 
Das Vorhandensein von interkultureller 
Kompetenz und guten Kenntnissen einer für 
den Kundenkontakt relevanten Fremdspra-
che wird in die Ausschreibungen von Stellen 
mit viel Kundenkontakt aufgenommen. 
 

  
Die Mitgliedskommunen wer-
den bei ihrem interkulturellen 
Öffnungsprozess unterstützt. 

 
Für Mitarbeiter der Mitgliedskommunen 
werden Fortbildungen zu interkultureller 
Kompetenz angeboten. 
 
Mitgliedskommunen und Landkreis tau-
schen sich aus über Fortschritte im Bereich 
der interkulturellen Öffnung ihrer Verwal-
tungen.  
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 Den Mitarbeitern werden Infor-
mationsangebote zur Umset-
zung kultursensiblen Handelns 
sowie Entlastungsangebote zu-
gänglich gemacht. 

Es werden relevante integrationsspezifische 
Informationen bezüglich Dienstleistungen 
und Beratungsstellen gebündelt und allen 
Mitarbeitern zugänglich gemacht. 
 
Den Mitarbeitern mit Kundenkontakt wer-
den Entlastungsangebote wie Supervision o-
der kollegialen Fallbesprechungen angebo-
ten. 
 

 
Landkreisverwaltung, Mit-
gliedskommunen und andere 
relevante Akteure unterstützen 
und ergänzen sich im Themen-
feld Migration und Integration. 

 
Die migrations- und integrati-
onsrelevanten Akteure der 
Kreisverwaltung tauschen sich 
regelmäßig mit den Städten 
und (Samt-)Gemeinden aus 
und stimmen sich ab. 
 

 
Zu den regelmäßigen Treffen der Koordinie-
rungsstelle Migration und Teilhabe mit den 
Mitgliedskommunen werden anlassbezogen 
auch Mitarbeiter anderer Ämter der Kreis-
verwaltung eingeladen. 
 

  
Die Koordinierungsstelle Migra-
tion und Teilhabe ist regional 
und überregional gut vernetzt. 

 
Die Koordinierungsstelle Migration und Teil-
habe lädt zu regelmäßigen handlungsfeldbe-
zogenen Netzwerktreffen ein, um aktuelle 
Herausforderungen zu thematisieren und 
Entwicklungspotentiale zu eruieren. 
 
Die Etablierung einer regelmäßigen land-
kreisweiten Integrationskonferenz wird 
überprüft. 
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VI. Ausblick 
 

Das vorliegende Integrationskonzept soll einen Orientierungsrahmen für das Integrationsmanagement 

im Landkreis bieten und nach der Lektüre nicht einfach in den Schubladen diverser Schreibtische im 

Landkreis verschwinden. 

Für die Landkreisverwaltung wird das Konzept in den kommenden Jahren eine Orientierung sein und 

hier insbesondere für die Koordinierungsstelle Migration und Teilhabe das Setzen von Arbeitsschwer-

punkten und die Realisierung von Projekten bestimmen. Doch auch andere Kommunen, Institutionen 

und weitere Akteure im Landkreis können und sollen dieses Konzept für die Ausrichtung ihrer Arbeit 

nutzen können. 

Zur Umsetzung des Integrationskonzeptes wird ein regelmäßiger Austausch mit allen relevanten Ziel- 

und Akteursgruppen stattfinden, um die Ziele und Maßnahmen des Konzeptes zu evaluieren und bei 

Bedarf weiter zu entwickeln. 

Das Integrationskonzept soll kein statisches Dokument sein, sondern im Netzwerk entsprechend der 

sich verändernden lokalen und strukturellen Rahmenbedingungen und Bedarfe kontinuierlich weiter-

entwickelt und fortgeschrieben werden. 
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VII. Abkürzungsverzeichnis 
 

AZR- Ausländerzentralregister 

BA- Bundesagentur für Arbeit 

BAMF- Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

DaZ – Deutsch als Zweitsprache 

GFK- Genfer Flüchtlingskonvention 

IHK- Industrie- und Handelskammer 

INQ - „Integration im Querschnitt. Innovative Organisations- und Kooperationsmodelle“ 

MiMi- Mit Migranten für Migranten (Gesundheitsprojekt) 
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